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Analyse

Eurasische Union – Alte Integrationsidee mit neuem Namen
Katharina Hoffmann, Zürich-Birmingham

Zusammenfassung
Auf Initiative von Wladimir Putin kündigten Russland, Belarus und Kasachstan im Oktober 2011 die Grün-
dung der »Eurasischen Union« als neues Integrationsformat für den postsowjetischen Raum an. Die Union 
soll auf der Zollunion aufbauen und einen substantiellen Schritt in Richtung Integration des postsowjeti-
schen Raums darstellen. Ein verändertes Verständnis von Integration lässt sich jedoch nicht erkennen – ver-
ändert hat sich nur die Rhetorik. Daher ist das Integrationspotential der Eurasischen Union gering und für 
die »Neuen Unabhängigen Staaten« wenig attraktiv. 

Putins »Eurasische Union«
Die Stärkung regionaler Integration war bereits wäh-
rend Wladimir Putins erster Präsidentschaft ein zen-
trales Thema. Von Anfang an betrieb er die Reorga-
nisation vorhandener Integrationsforen in vollwertige 
Regionalorganisationen. Die Eurasische Wirtschafts-
gemeinschaft (EurAsEC), die Organisation des Ver-
trags über Kollektive Sicherheit (OVKS bzw. englisch: 
CSTO), die Shanghaier Organisation für Zusammen-
arbeit (SOZ, englisch: SCO) sind heute relativ stabile 
Foren für Kooperation – freilich nicht für Integration. 
In Vorbereitung seiner dritten Amtszeit als Präsident 
lancierte Putin nun im Oktober 2011 mit den Präsi-
denten von Belarus und Kasachstan im Schlepptau ein 
neues Integrationsprojekt: die Eurasische Union. Seit-
her rollt die PR-Maschinerie: Im russischen Fernsehen 
wird für die Eurasische Union geworben, Entwürfe für 
das Logo der neuen Union kursieren. 

Die bisherigen Ausführungen von russischer, bela-
russischer und kasachischer Seite zur Eurasischen Union 
vermitteln allerdings nur eine vage Vorstellung von die-
ser Organisation. Hervorgehen soll sie aus einer Erweite-
rung der Eurasischen Wirtschaftsunion, deren Etablie-
rung die Trojka – Russland, Kasachstan und Belarus – bis 
Januar 2016 plant. Deutlich wird aus Putins Äußerun-
gen eins: Die Eurasische Union soll anders sein als bis-
herige Organisationen im postsowjetischen Raum und 
ein ähnliches Konzept haben wie die EU. Im Vergleich 
zu vorherigen Anläufen passt Putin die Rhetorik in der 
Tat dem EU-Konzept an. Das Versprechen freiwilliger 
politischer und wirtschaftlicher Integration gleichran-
giger souveräner Partner in eine supranationale Organi-
sation begleitete auch frühere Projekte, neu ist hingegen 
der Fokus auf die Gesellschaft, deren Wohlfahrt und die 
Einbindung nicht-staatlicher Akteure in den Integrati-
onsprozess. Auch wertegeleitet soll die Eurasische Union 
sein. Die Betonung von Demokratie und Freiheit und 
Marktwirtschaftlichkeit klingt aus dem Munde dreier 
autoritärer Politiker indessen nicht sehr überzeugend. 
Integration wird von Putin im Übrigen erstmalig nicht in 

Abgrenzung, sondern in Einklang mit der EU beschrie-
ben. Dies soll vorrangig den Integrationswillen der EU-
orientierten Staaten, v. a. der Ukraine, stärken und den 
Weg für eine Integration im gesamten russischen Nach-
barschaftsraum ebnen – ein lang gehegter Wunsch.

Lukaschenkos Eurasische Union: Wenig 
Alternativen
Putins Vorlage wurde von den Partnern unterschied 
interpretiert. Der seit 2011 wieder zum artigen Unter-
stützer postsowjetischer Integration avancierte belarus-
sische Präsident Alexander Lukaschenko stützt Putins 
Vorstellungen und geht sogar über diese hinaus. Er 
proklamierte die Umsetzung der Eurasischen (Wirt-
schafts-)Union vor 2015 und rief zur Diskussion über 
eine gemeinsame Währung auf. In seinen Bemerkungen 
verweist Lukaschenko häufig auf eine angebliche Unter-
legenheit der EU gegenüber der Eurasischen Union : Die 
Eurasische Union werde stabiler sein und habe bereits 
gezeigt, dass sie ungleich der EU nur wenige Jahre, nicht 
Jahrzehnte für die Integration brauche. Lukaschenko 
folgt damit einem bekannten Muster. Postsowjetische 
Integration steht ganz oben auf der Agenda, wenn außen-
politische Alternativen fehlen und Russland im Rahmen 
der Integrationsprojekte lukrative Anreize schafft, – wie 
z. B. Vergünstigungen bei Gas und Erdöl aus Russland 
im Rahmen der Mitgliedschaft in der Zollunion. Ein 
Auslöser für Lukaschenkos neuerliche Begeisterung für 
Integration ist wohl auch die wachsende westliche Kri-
tik an seinem Regime und die Sanktionen der EU. Bis-
her zeigte sich im Fall von Belarus jedoch immer, dass 
man von Rhetorik und Mitgliedschaft nicht auf unbe-
dingte Integrationsbereitschaft schließen kann. 

Nasarbajews Eurasische Union: 
Widerwillige Akzeptanz
Auch der kasachische Präsident Nursultan Nasarbajew 
bleibt sich treu, wenn er auf die Eurasischen Union zu 
sprechen kommt. Er ist bereit, eine substantielle Integra-
tion zu unterstützen. Diese Integration soll aber vorran-
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gig wirtschaftlich sein, die eigene Souveränität möglichst 
wenig einschränken und von Kasachstan gleichrangig 
mitbestimmt werden. Sie soll das eigene Land vor der 
chinesischen Wirtschaftskraft schützen, nicht aber die 
eigenen Unternehmen unter russische Kontrolle brin-
gen. Entsprechend betont Nasarbajew die Funktiona-
lität der existierenden Integrationsformate und sieht 
die Eurasische Union als fernes Ziel. Putins Verspre-
chen der Gleichrangigkeit unter Partnern ist in seinen 
Augen schon verletzt. Als Putin wenige Wochen nach 
dem in der Zollunion gemeinsam gestellten Antrag auf 
Prüfung einer Eurasischen Wirtschaftsunion im Allein-
gang die Eurasische Union präsentierte, reagierte Nasar-
bajew bewusst erst mit mehreren Wochen Verspätung. 
Auch dass Moskau den Sitz der Eurasischen Kommis-
sion für sich beanspruchte und Astana nicht als Standort 
der zentralen Behörde ins Auge fasste, zeigt den gerin-
gen Kooperationswillen. Den Übergang von der Zoll- 
zu einer Wirtschaftsunion begrüßt Nasarbajew, versucht 
aber diesen hinauszuzögern. 

Zollunion und Einheitlicher 
Wirtschaftsraum
Verkörpern die Integrationsschritte der Trojka tatsäch-
lich den Beginn einer neuartigen verbindlichen Integra-
tion im postsowjetischen Raum, wie sie von Russland 
angestrebt wird? In der Tat ist die Schaffung der Zoll-
union zwischen Russland, Belarus und Kasachstan 2010 
bisher einzigartig im postsowjetischen Raum. Wie weit 
die Bereitschaft zu verbindlicher Integration geht, ist 
aber ebenso fraglich wie die Neuartigkeit des Integrati-
onsansatzes. Mit der Zollunion wurde 2010 ein Projekt 
umgesetzt, welches seit 1996 im Raum stand, als die-
selben drei Staaten mit der Gründung einer Zollunion 
über die Zollverhandlungen innerhalb der GUS hinaus-
gehen wollten. Diese Zollunion von 1996 wurde aber 
auch nach dem Beitritt von Tadschikistan und Kirgistan 
im Jahre 1999 nicht realisiert. Auf Initiative Russlands 
wurden 2006 die Verhandlungen innerhalb der Trojka 
reaktiviert. 2009 konnte endlich der 1999 vorbereitete 
Zollkodex verabschiedet werden, doch 2010 gelang es 
Russland nur noch knapp, Belarus durch wirtschaftli-
chen Druck und gesonderte Anreize zur gemeinsamen 
Inkraftsetzung der Zollunion zu bewegen. Seit Juli 2010 
werden Zollfragen über den gemeinsamen Kodex gere-
gelt, wobei bisher nur 48 von 90 Abkommen ratifiziert 
wurden. Praktiker beschreiben die Wirkung der Zoll-
union in erster Linie als Erleichterung der Zollbürokratie 
und weniger als substantielle Veränderungen der vorhe-
rigen Zollregulierungen. Wie hoch die Bereitschaft der 
drei Partnerländer ist, Abkommen zu ratifizieren, die 
mittelfristig Konsequenzen für ihre Wirtschaft haben, 
bleibt abzuwarten. Dies wäre tatsächlich eine signifi-

kante Neuerung in den Integrationsprozessen im post-
sowjetischen Raum. Bisher nutzt Belarus die Union 
nicht zuletzt, um die eigene Position im internationalen 
Handel zu stärken: Auf Grundlage der Zollunion will 
Belarus im GUS-Raum die gleichen Handelserleichte-
rungen für sich durchsetzen wie sie den attraktiveren 
Wirtschaftskräften Russland und Kasachstan zugestan-
den werden. Auf belarussische Initiative warnte Russ-
land die EU und die USA vor wirtschaftlichen Sank-
tionen gegen Belarus – mit Verweis auf die Zollunion. 
Nachdem diese bedingt konsolidiert war, wurde 2012 
mit dem »Einheitlichen Wirtschaftsraum« der nächste 
Integrationsschritt in Angriff genommen. Vorgesehen 
sind die Harmonisierung der Energie- und Transport-
politik sowie die Etablierung umfassender Freizügig-
keit von Kapital und Arbeitnehmern. Eine vollständige 
Implementierung des Einheitlichen Wirtschaftsraumes 
wurde von 2012 auf 2016 verschoben. Dazu wurde die 
Kommission der Zollunion, bestehend aus den stell-
vertretenden Ministerpräsidenten der drei Länder, um 
ein »Kollegium« aus Delegierten relevanter Ministerien 
erweitert. Diese Kommission soll als eurasisches Pendant 
zur Europäischen Kommission den Kern der zukünfti-
gen Eurasischen Union bilden. Bisher bleibt sie jedoch, 
was Entscheidungsbefugnisse und Besetzung mit unab-
hängigen Delegierten angeht, weit hinter dem Vorbild 
zurück. Das Kollegium ist ein intergouvernementales 
Organ ohne selbständige Befugnisse. 

Mit vollständigem Inkrafttreten des Einheitlichen 
Wirtschaftsraumes soll 2016 die Eurasische Wirtschafts-
union entstehen. Angesichts der bisherigen Integrati-
onsschritte beurteilen Experten Zeitplan und Projekt 
allerdings als überambitioniert. Vorerst lassen sich in 
der Eurasischen (Wirtschafts-)Union bezüglich Inte-
grationsambitionen, Struktur und dem Verhältnis von 
Deklaration und Umsetzung vor allem die Charakteris-
tika bisheriger Integrationsprojekte erkennen: Während 
der Beitritt durch kurzfristige politische und materielle 
Gewinnhoffnungen angeregt ist, fehlt für konsequente 
Integration die Bereitschaft zur Abgabe von Souveränität. 

Vergleichbare Regionalorganisationen
Die Initiative der Trojka für eine integrierte Zollunion 
als Vorläufer einer Wirtschaftsunion im postsowjetischen 
Raum hat Vorbilder. Den ersten Vorstoß in diese Rich-
tung unternahm die Trojka im Rahmen der GUS, als 
sie 1994 die Gründung einer Wirtschaftsunion anregte 
und 1997 das Zwischenstaatliche Wirtschaftskomitee ins 
Leben rief. Die Union sollte zu einem integrierten Wirt-
schaftssystem mit gemeinsamer Währung führen. Das 
Komitee war als supranationales Organ geplant, wurde 
jedoch allein mit verwaltenden Aufgaben betraut. Das 
GUS-Wirtschaftsgericht zur Förderung der Umsetzung 
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von Abkommen erhielt nur empfehlende Kompetenz. 
Das Ziel eines gemeinsamen Zollraumes wurde nicht 
erreicht. Der signifikanteste Integrationsschritt war das 
Freihandelsabkommen, das 1994 verabschiedet wurde. 
Russland entzog sich als einziger Staat der Ratifizierung, 
wodurch das Abkommen bisher nur wenig Anwendung 
findet. 2010 regte Russland vor dem Hintergrund des 
anstehenden WTO-Beitritts und der Zollunion ein neues 
Freihandelsabkommen an, das 2011 unterzeichnet wurde. 
Die Ratifizierung gestaltet sich jedoch problematisch 

1996 bildete die Trojka daher einen neuen Rahmen 
für das Integrationsprojekt: die Zollunion, die 1999 um 
Kirgisien und Tadschikistan erweitert und 2000 in die 
Eurasische Wirtschaftsgemeinschaft (EurAsWG, eng-
lisch: EurAsEC) überführt wurde. 2006 trat Usbekistan 
bei. Ziele und Struktur entsprechen weitgehend denen 
der geplanten Eurasischen Wirtschaftsunion. Auch die 
EurAsEC orientiert sich im Aufbau an der EU und besitzt 
ein supranationales Organ. Sie kann aber angesichts der 
Verteilung der Entscheidungskompetenzen nicht als de 
facto supranationale Organisation gelten. Das EurAsEC-
Wirtschaftsgericht wurde erst 2012 aktiviert – es ist auch 
für die Zollunion von 2010 zuständig. Die Verbindlich-
keit der Entscheidungen dieser Instanz ist umstritten. 
Die Mitglieder der EurAsEC, welche nicht Teil der Zoll-
union sind, werden von den Entscheidungen des Gerichts 
kaum betroffen sein, auch wenn sie Richter dafür stellen, 
da sie nur wenige Abkommen der EurAsEC unterzeich-
net haben. Anreize für die Teilnahme an der EurAsEC 
erwachsen für Kirgistan, Tadschikistan und Usbekistan 
vor allem die wirtschaftlichen Vergünstigungen. Dazu 
zählen ein 2010 geschaffener Stabilisierungsfond über 
10 Mrd. US Dollar (7,5 Mrd. aus Russland, 1 Mrd. aus 
Kasachstan) sowie für EurAsEC-Staaten günstige Kredit-
bedingung bei der Eurasischen Entwicklungsbank. Dies 
führt jedoch nicht zu einer stärkeren Beteiligung die-
ser zentralasiatischen Staaten an EurAsEC-Abkommen. 

Die Zollunion von 2010 mit der Perspektive auf eine 
Eurasische Union im Jahre 2016 sind nun der dritte 
Anlauf. Eigentlich würde die EurAsEC von ihren Struk-
turen her ein angemessenes Format für die Idee der Eura-
sischen(Wirtschafts-)Union bieten. Die Gründung einer 
separaten Eurasischen Union folgt wohl dem Motto 
»Neues Spiel, neues Glück«. Mit ihr ist die Hoffnung 
auf regionale und internationale Aufmerksamkeit sowie 
verstärkte Integrationsdynamiken verbunden. Letztere 
werden sich ohne substantielle Änderung des Integrati-
onskonzeptes allerdings kaum einstellen. 

Aussichten der Eurasischen Union
Im Vergleich zu den bisherigen Regionalorganisationen 
zeigt das neue Modell mit der begrenzten Implemen-
tierung der Zollunion immerhin bei der praktischen 
Umsetzungen der geschlossenen Abkommen erste kon-
krete Ergebnisse. Auch international stößt die Zollunion 
zum ersten Mal auf Interesse. Die Organisation verhan-
delt mit Serbien und Vietnam über Freihandel. Wie 
weit die effektive Integration reichen wird, hängt von 
der Bereitschaft der Mitglieder ab, negative Implikatio-
nen multilateraler Integrationsvorhaben für ihre Staa-
ten hinzunehmen und Souveränität abzugeben. Dabei 
ist die Bereitschaft Russlands zentral, Modalitäten zu 
akzeptieren, welche die langfristigen Interessen Kasachs-
tans und Belarus berücksichtigen. Auch muss Abstand 
genommen werden von der in allen drei Staaten veran-
kerten Gewohnheit, geltende Abkommen zu suspendie-
ren, wenn es den eigenen politischen und wirtschaftli-
chen Interessen nicht zuträglich ist. Zudem wird das 
wirtschaftliche Übergewicht Russlands in der Zollunion 
immer wieder Spannungen erzeugen. 

Die Erfolgschancen von Zollunion und Eurasischer 
Wirtschaftsunion erscheinen durch die Beschränkung 
auf die drei Staaten Russland, Kasachstan und Belarus 
etwas besser. Eine volle Umsetzung der Abkommen nach 
der angestrebten Erweiterung um Tadschikistan, Kirgis-
tan und Usbekistan ist dagegen eher unwahrscheinlich. 
Auch von seiten der Ukraine, Moldaus, Aserbaidschans 
und Armeniens ist nur begrenztes Interesse an der Eura-
sischen (Wirtschafts-)Union zu erwarten. Ihnen geht es 
vorrangig darum, die Entwicklungen in den postsow-
jetischen Absatzmärkten zu verfolgen, zu beeinflussen 
und individuell darauf zu reagieren. Ukraine, Moldau 
und Armenien sind Beobachter der EurAsEC und dies 
ist wohl auch für die Eurasische (Wirtschafts-)Union 
denkbar. Kaum vorstellbar ist dagegen ein Konsens zum 
Beitritt in der Ukraine, in Moldau und Aserbaidschan. 

Sollte in einer Eurasischen Union die überkommene 
Praxis verfolgt werden, dass es vornehmlich um die Auf-
nahme von Mitgliedern, zur Erweiterung des Einfluss-
bereiches, und erst zweitrangig um deren Integrations-
willen geht, wird eine Umsetzung der Integrationsziele 
auch in diesem Format problematisch sein. Gleichzeitig 
ist davon auszugehen, dass die Eurasische Union unter 
den Neuen Unabhängigen Staaten kaum Beitrittsbe-
werber findet, sollte sie die Erfüllung einer road map zur 
Übernahme von Abkommen zur Bedingung machen, 
wie Lukaschenko vorschlug. 
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Auf der nächsten Seite finden Sie Literaturtipps zum Artikel.
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Analyse

Ein neues Etikett für Russlands Politik im GUS-Raum
Uwe Halbach, Berlin

Zusammenfassung
Im Oktober 2011 kündigte Wladimir Putin in einem Iswestija-Artikel verstärkte Integrationsprozesse im 
postsowjetischen Eurasien an. Im November begann denn auch ein Prozess, den russische Medien als »In-
tegrationsmarathon« bezeichneten. Die 2010 gegründete Zollunion ging mit Jahresbeginn 2012 in den Ge-
meinsamen Wirtschaftsraum über, der 2015 in die Eurasische Wirtschaftsunion münden soll. Diese Eurasische 
Union kann sowohl als Partner Europas oder als ein Gegenmodell gedacht sein, mit dem Russland in Inte-
grationskonkurrenz zur Europäischen Union in einem gemeinsamen Nachbarschaftsraum tritt. Doch gleich-
zeitig erweist sich sowohl im Falle Europas als auch Russlands das Vermögen, Osteuropa an sich zu binden, 
als begrenzt. Die Europäische Union steckt derzeit in einer tiefen Krise. Aber auch Russland als Kernland 
der »eurasischen Integration«, steht vor großen innenpolitische Herausforderungen, die seinen Ambitionen 
im postsowjetischen Raum die Grenzen weisen könnten. Als Modernisierungsmotor hat sich Russland in 
diesem Raum bislang ohnehin nicht erwiesen.

Eine »Eurasische Union«
Die mit Russland und dem GUS-Raum befasste For-
schung hat ein neues Thema namens Eurasische Union. 
Unter diesem Titel kündigte Wladimir Putin in einem 
Beitrag in der Iswestija vom 3. Oktober 2011 verstärkte 
Integrationsprozesse im postsowjetischen Eurasien an. 
Es war dies seine erste strategische Einlassung nach 
Bekanntgabe seiner Kandidatur für die Präsidentenwah-
len im März 2012 und erregte entsprechende Aufmerk-
samkeit. Dieser Ankündigung folgten Integrationsakti-
vitäten in auffälliger Nähe zum zwanzigsten Jahrestag 
der Auflösung der Sowjetunion und der Gründung der 
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS). Erste Kom-
mentare zu diesem Projekt fielen teils skeptisch, teils alar-
mistisch aus. Da wurde darauf hingewiesen, dass der 
postsowjetische Raum seit 1991 so manche »Integrati-
onsblase« geschlagen hat, die kaum mit Inhalt gefüllt 
wurde. Robert Blake, der für Zentralasien zuständige 
Mann im U.S. State Department, kommentierte die 
Herausforderung der Eurasischen Union an die Staa-
ten in der Region seiner Zuständigkeit gelassen: Es sei 
schwer einzuschätzen, wie ernst es Russland mit diesem 
Projekt meine. Für Washington sei entscheidend, dass 
dieser Raum für überregionale Handelsrouten und für 
die Vernetzung mit der Weltwirtschaft geöffnet bleibe, 
dass hier keine »zone of exclusion« geschaffen werde. 

Ein Kommentar in der polnischen Zeitung Rzeczpos-
polita sah dagegen ein neues russisches Imperium ent-
stehen: Im Unterschied zur Europäischen Union, die 
derzeit in einer tiefen Krise stecke, könnte dieses von 
Russland dominierte Integrationsprojekt zum Erfolg 
führen, stützt es sich doch auf die Verwandtschaft in 
der politischen Mentalität postsowjetischer Machteli-
ten. Dabei übersah dieser Kommentar freilich, dass im 
Raum von der Ukraine bis Usbekistan diese Eliten für 
ihren eigenen Machterhalt die Souveränität ihrer unab-
hängig gewordenen Staaten beschwören und sich nicht 
ohne überzeugende Gegenleistung auf integrationsbe-
dingte Einschränkungen von Souveränität einlassen. 

Sowjetunion light?
Viele Kommentare zu Putins eurasischem Projekt unter-
stellten die Absicht, die Sowjetunion wiederauferstehen 
zu lassen. Putin betonte hingegen, dass es hier nicht um 
eine Wiederholung von Vergangenem gehe. Das Ziel sei 
eine »mächtige supranationale Vereinigung« souveräner 
Staaten, die eine Brücke zwischen Europa und dem asia-
tisch-pazifischen Raum bilden soll – keine neue Sowjet-
union, aber doch etwas Konkreteres und Effektiveres als 
die seit 20 Jahren bestehende Gemeinschaft Unabhängi-
ger Staaten, die alles andere als eine »mächtige suprana-
tionale Vereinigung« darstellt, mehr auch als die unter-


